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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuer- 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmid-Burgk *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1358 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. Februar 1967 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Schmid-Burgk 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache V/1455 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuer- 
gesetzen, des Gesetzes über das Branntweinmonopol, des Zoll- 
gesetzes und des Umsatzsteuergesetzes 
(Steueränderungsgesetz 1967) 

— Drucksache V/1358 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Verbrauchsteuergesetzen, des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol, des Zollgesetzes und des 
Umsatzsteuer gesetzes 
(Steueränderungsgesetz 1967) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Tabaksteuer 

(1) Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 28. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 747), wird wie folgt geändert: 

1 . § 12 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Hersteller hat den Steuerwert der Steuer- 
zeichen, die er 

a) in der ersten Hälfte eines Monate bezogen 
hat, für Zigarettensteuerzeichen bis zum 
27. des Monate, für Zigarren- und Rauch- 
tabaksteuerzeichen bis zum 12. des nächsten 
Monats, 

b) in der zweiten Hälfte eines Monats bezogen 
hat, für Zigaretten-, Zigarren- und Rauch- 
tabaksteuerzeichen bis zum 27. des nächsten 
Monats 

zu entrichten.“ 

2. § 20 erhält folgende Fassung : 

„§ 20 

Für die steuerliche Behandlung des Zigaretten- 
papiers gilt Abschnitt 11 sinngemäß mit den Ab- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Verbrauchsteuergesetzen, des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol und des Zollgesetzes 
(Steueränderungsgesetz 1967) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Tabaksteuer 

Das Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 169), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 28. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 747), wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 


Nummer 2 entfällt 
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Entwurf 

Weichlingen und Ergänzungen der §§21 bis 23 
und mit der Maßgabe , daß für die Bezahlung 
der Steuerzeichen die Zahlungsfristen für Zigar- 
ren- und Rauchtabaksteuerzeichen (§ 12 Satz 1) 
gelten ." 


3. § 77 und die Überschriften „ 1 . für Deputate " vor 
§ 77 und „2. in sonstigen Fällen" vor § 78 werden 
gestrichen. 


(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für den Steuerwert der in der ersten Hälfte 
des Monate April 1967 bezogenen Zigarettensteuer- 
zeichen, Dieser Steuerwert, höchstens jedoch ein 
Betrag in Höhe des Steuerwertes der in der zweiten 
Hälfte des Monats März 1967 bezogenen Zigaretten- 
steuerzeichen, kann in zwölf gleichen Teilbeträgen 
entrichtet werden. Die Teilbeträge sind jeweils am 
28. Tage der Monate April 1967 bis März 1968 fällig. 

Artikel 2 

Branntweinmonopol 

(1) Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl, I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol vom 12. Ja- 
nuar 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 129), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 80 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Auf Antrag des Schuldners wird die Zah- 
lung des Branntweinaufschlags gegen Sicher- 
heitsleistung bis zum 15. des fünften auf die 
Fälligkeit folgenden Monats aufgeschoben." 

2. Hinter § 91 wird folgender § 91 a eingefügt: 

„§ 91 a 

Die Zahlung der Branntweinabgaben, die nach 
§ 91 beim Übergang des Branntweins in den 
freien Verkehr fällig werden, wird auf Antrag 
des Schuldners gegen Sicherheitsleistung bis 
zum 15. des fünften auf die Fälligkeit folgenden 
Monats aufgeschoben." 

3. In § 154 Abs. 1 werden hinter dem Wort „Fällig- 
keit," die Worte „den Zahlungsaufschub," ein- 
gefügt. 

4. § 156 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2 a. In § 28 Abs. 1 Buchstabe a werden hinter dem 
Wort „Kleinverkaufspreis" die Worte „oder 
Packungspreis 11 eingefügt. 

Nummer 3 entfällt 


4. § i Öl erhält folgende Fassung: 

„Abweichend von § 12 Satz 1 ist der Steuerwert 
der in der ersten Hälfte der Monate Dezember 
der Jahre 1967, 1968 und 1969 für Zigaretten ent- 
nommenen Steuerzeichen jeweils bis zum 27. 
desselben Monats zu entrichten." 

Absatz 2 entfällt 


Artikel 2 

Branntweinmonopol 

unverändert 
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(2) Während einer Übergangszeit gilt die bishe- 
rige Regelung des Zahlungsaufschubs nach § 129 
der Reichsabgabenordnung mit der Maßgabe weiter, 
daß die Zahlungsfristen von Monat zu Monat um 
jeweils acht Tage verkürzt werden, bis die nach 
Absatz 1 Nr. 1 und 2 vorgesehenen Zahlungsfristen 
erreicht sind. Die Verkürzung der Zahlungsfristen 
gilt erstmals für Steuerschulden, die im April 1967 
aufgeschoben werden. 

Artikel 3 

Schaumweinsteuer 

(1) In § 6 des Schaumweinsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Oktober 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 764), zuletzt geändert durch 
das Haushaltssicherungsgesetz vom 20. Dezember 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), erhält Absatz 1 
folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer bis 
zum 25. des Monats zu entrichten, der auf den 
Monat folgt, in dem die Steuerschuld entstanden 
ist." 

(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für die Steuerschulden, die im April 1967 ent- 
stehen. Diese Steuern, höchstens aber ein Betrag 
in Flöhe des Monatsdurchschnitts der Schaumwein- 
steuer, die der Steuerschuldner im Jahre 1966 ge- 
zahlt hat, können jedoch in zwölf gleichen Teilbe- 
trägen entrichtet werden. Die Teilbeträge sind je- 
weils am 25. Tage der Monate Mai 1967 bis April 
1968 fällig. 

Artikel 4 

Mineralölsteuergesetz 

(1) Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Überleitung der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanz- 
planung (Steueränderungsgesetz 1966 vom 23. De- 
zember 1966; Bundesgesetzbl. I S. 702), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „zu anderen 
Zwecken als zur Aufrechterhaltung des Betrie- 
bes“ gestrichen. 

2. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerschuldner hat die Steuer für 
Mineralöl für das die Steuerschuld in einem 
Monat unbedingt entstanden ist, spätestens am 
25. des folgenden Monate zu zahlen . Auf Antrag 
kann zugelassen werden, daß er die Steuer je 
zur Hälfte am 15. des folgenden und am 5. des 
zweiten folgenden Monate entrichtet/' 


Beschlüsse des 14, Ausschusses 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Mineralölsteuergesetz 

(1) Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 20, Dezember 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Überleitung der Haushalts- 
wirtschaft des Bundes in eine mehrjährige Finanz- 
planung (Steueränderungsgesetz 1966 vom 23. De- 
zember 1966; Bundesgesetzbl. I S. 702), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2, § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Steuer für Mineralöl, für das die 
Steuerschuld in einem Monat unbedingt entstan- 
den ist, ist je zur Hälfte spätestens am letzten 
Werktag des folgenden und am 20. des zweiten 
folgenden Monats zu zahlen. Der Steuerschuldner 
kann die Steuer jedoch auch in einer Summe 
spätestens am 10. des zweiten Monats nach der 
Entstehung entrichten. Satz 2 gilt nicht für die 
Steuerschulden, die im November entstehen; die 
erste Hälfte dieser Steuerschulden ist abweichend 
von Satz 1 spätestens am 27. Dezember zu ent- 
richten." 


4 
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3. In § 15 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe b wird das Wort 
„ zweiten " gestrichen. 


(2) Die Verkürzung der Zahlungsfrist gilt erst- 
mals für die Steuerschulden, die im April 1967 unbe- 
dingt entstehen oder unbedingt werden. Diese 
Steuern, höchstens aber ein Betrag in Höhe des 
Monatsdurchschnitts der Mineralölsteuer, die der 
Steuerschuldner in den Monaten März und April 

1967 gezahlt hat, können jedoch in zwölf gleichen 
Teilbeträgen entrichtet werden. Die Teilbeträge sind 
jeweils am 25. Tage der Monate Mai 1967 bis April 

1968 fällig. 


(3) Auf das Mehraufkommen an Mineralölsteuer 
infolge der Änderung unter Absatz 1 ist Artikel 1 
des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fassung des 
Artikels 10 des Gesetzes über Umstellung der Ab- 
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 995) nicht anzuwenden. 

Artikel 5 

Zölle 

(1) Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch das Sie- 
bente Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 
30. August 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 542), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 37 Abs. 2 werden in Satz 1 die Worte „des 
dritten" ersetzt durch „des zweiten". 

2. In § 46 wird 

a) in Absatz 2 folgender Satz angefügt: 

„Ein solches Bedürfnis wird in der Regel nur 
anerkannt, wenn die durchschnittliche Lager- 
dauer der Waren drei Monate übersteigt."; 

b) in Absatz 8 Satz 2 das Wort „zweiten" ge- 
strichen. 

(2) Während einer Übergangszeit gilt die bishe- 
rige Regelung des Zahlungsaufschubs nach § 37 
Abs. 2, § 46 Abs. 8 des Zollgesetzes mit der Maß- 
gabe weiter, daß die Zahlungsfristen von Monat zu 
Monat um jeweils drei Tage verkürzt werden, bis 
die nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b vorge- 
sehenen Zahlungsfristen erreicht sind; endet dabei 
eine Zahlungsfrist am 31. eines Monats, so wird die 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. In § 15 Abs. 2 Nr. 4 erhält Buchstabe b folgende 
Fassung: 

,,b) die Entrichtung der Steuer für den Regel- 
fall in der gleichen Weise wie in § 6 Abs. 1 
geregelt wird,". 

( 2 ) § 6 Abs. 1 des Mineralölsteuergesetzes in der 

Fassung des Absatzes 1 gilt erstmals für die Steuer- 
schulden, die im August 1967 unbedingt entstehen. 

In der Zwischenzeit werden fällig die Steuerschul- 
den, die unbedingt entstehen 

im April 1967, je zur Hälfte am 12. Juni und 2. Juli, 
wahlweise in einer Summe am 22. Juni 
1967, 

im Mai 1967, je zur Hälfte am 9. und 29., wahlweise 
in einer Summe am 19. Juli 1967, 

im Juni 1967, je zur Hälfte am 6. und 26., wahlweise 
in einer Summe am 16. August 1967, 

im Juli 1967, je zur Hälfte am 3. und 23., wahlweise 
in einer Summe am 13. September 
1967. 

(3) unverändert 


Artikel 5 

Zölle 

(1) unverändert 


(2) Während einer Übergangszeit gilt die bishe- 
rige Regelung des Zahlungsaufschubs nach § 37 
Abs. 2, § 46 Abs. 8 des Zollgesetzes mit der Maß- 
gabe weiter, daß die Zahlungsfristen von Monat zu 
Monat um jeweils drei Tage verkürzt werden, bis 
die nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b vorge- 
sehenen Zahlungsfristen erreicht sind; endet dabei 
eine Zahlungsfrist am 31. eines Monats, so wird die 
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Entwurf 

folgende Frist um vier Tage verkürzt. Die Verkür- 
zung der Zahlungsfristen gilt erstmals für Zollschul- 
den, die im April 1967 entstehen oder nach § 46 
Abs. 8 Satz 1 des Zollgesetzes fällig werden. 

Artikel 6 

Umsatzsteuer 

(1) Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S . 791), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1966 vom 23. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 702) und das Siebzehnte Gesetz zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 23. De- 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 709), wird wie 
folgt geändert: 

In § 24 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„( 5 ) Sind in der Bemessungsgrundlage Kosten 
für Stoffe enthalten, für die bei der Einfuhr wegen 
eines aktiven Veredelungsverkehrs (§§ 48 bis 51 
des Zollgesetzes) oder wegen vorübergehender 
Zollgutverwendung (§24 Abs. 1 Nr. 4 des Zoll- 
gesetzes) Ausgleichsteuer nicht erhoben wird, so 
sind diese Kosten (Einkaufspreise frei deutsche 
Zollgrenze) abzusetzen ." 

(2) § 24 Abs. 5 des Umsatzsteuergesetzes ist auf 
Ausfuhrvorgänge anzuwenden, die nach dem 
31. März 1967 bewirkt werden. 

Artikel 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1967 in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

folgende Frist um vier Tage verkürzt. Die Verkür- 
zung der Zahlungsfristen gilt erstmals für Zollschul- 
den, die im April 1967 entstehen oder nach § 46 
Abs. 8 Satz 1 des Zollgesetzes im Mai fällig werden. 

Artikel 6 

entfällt 


Artikel 7 

unverändert 


Artikel 8 

Inkrafttreten 

Artikel 4 Abs. 1 Nr. 1 tritt am 1. Januar 1968 r im 
übrigen tritt das Gesetz am 1. April 1967 in Kraft. 
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